
 Fo
to

: M
ar

ku
s 

C
. H

ur
ek

 f
ür

 F
O

C
U

S-
M

ag
az

in

30 FOCUS 27/2019

 N och gibt es das 
Gesetz zum Mie-
tenstopp in Berlin 
nicht. Aber die 
Eckpunkte stehen 

fest: Fünf Jahre lang sollen 
die Mieten in Berlin einge-
froren werden. Zudem soll 
eine – noch nicht definierte –  
maximale Mietobergrenze 
festgeschrieben werden, die 
Vermieter zwingen könnte, 
Mieten zu senken. Andere  
Bundesländer könnten dem 
Beispiel folgen, etwa Bre-
men, in dem eine rot-rot-
grüne Landesregierung wie 
in Berlin derzeit ausgehan-
delt wird. In Bayern wurde 
bereits ein Volksbegehren 
für einen Mietenstopp ange-
kündigt.

Aber dürfen Bundesländer 
solche Regelungen über-
haupt beschließen? Eine 
Ausarbeitung des Wissen-
schaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages gibt 
eine eindeutige Antwort: 
Mietrecht ist Sache des Bun-
des, nicht der Länder. „Im 
Bereich der konkurrierenden 
Gesetzgebung haben gemäß 
Art. 72 Abs. 1 GG die Län-
der die Befugnis zur Gesetz-
gebung, solange und soweit 
der Bund von seiner Gesetz-
gebungszuständigkeit nicht 
durch Gesetz Gebrauch 
gemacht hat. Mit dem Miet-
preisbindungsgesetz hat der 
Bundesgesetzgeber auf dem 
Gebiet des bürgerlichen 
Rechts eine erschöpfende 
Regelung für die zulässige 
Miethöhe bei Mietbeginn 
getroffen. Für die Länder 
gibt es unter diesem Kom-

petenztitel daher keine 
Möglichkeit einer eigenen 
gesetzlichen Regelung“, 
heißt es in dem Gutachten. 
Die Folgerung: Für frei am 
Wohnungsmarkt angebotene 
Mietwohnungen dürfte das 
Mietpreisbindungsgesetz 
des Bundes „eine abschlie-
ßende gesetzliche Regelung 
darstellen“.

Natürlich kennt die Ber-
liner Linksregierung die 
Rechtslage. Aber sie schafft 
vollendete Tatsachen, weil  
sie damit auf großen Zu-
spruch bei ihren Wählern 
hoffen darf. Ihr Kalkül: 
Betroffene Vermieter sollen 
erst einmal klagen. Bis das 
Bundesverfassungsgericht 
entscheidet, können fünf 
oder sechs Jahre vergehen. 
Ähnlich agierte bereits das 
Bundesland Brandenburg 
in einer anderen Sache. Das 

Landesparlament von Bran-
denburg beschloss mit den 
Stimmen von SPD, Linken 
und Grünen als erstes Bun-
desland eine verbindliche 
Frauenquote für das Landes-
parlament. Auch in diesem 
Fall gibt es erhebliche Zwei-
fel, ob das mit dem Grund-
gesetz vereinbar ist. Aber 
das störte SPD, Grüne und 

Linke in Brandenburg eben-
so wenig, wie es sie bei dem 
Gesetz zum Mietenstopp in 
Berlin stören wird.

Die betroffenen Vermieter  
hoffen nun darauf, dass  
sich genügend Abgeordnete 
des Bundestags finden, um 
eine Normenkontrolle vor 
dem Bundesverfassungsge-
richt zu beantragen. Denn 
nur in diesem Fall wäre mit 
einer schnelleren Entschei-
dung des höchsten deutschen 
Gerichts zu rechnen. Aber 
hierfür bedarf es 25 Prozent 
der Abgeordneten des  
Bundestags. Doch die Frak-
tionsspitze der Union soll 
bereits abgewinkt haben –  
sie will nicht als Partei 
dastehen, die sich gegen 
Mieterinteressen stellt. 

Unklar ist, wie sich die 
FDP verhält, die das Gesetz 
ablehnt. Sie könnte zusam-
men mit einigen Abgeord-
neten anderer Parteien  
ein Verfahren anstrengen.  
Hat sie den Mut, für rechts-
staatliche Grundsätze ein
zutreten, auch wenn ihre 
Gegner sie dann als „Ver-
mieterpartei“ diffamieren?

So oder so ist eine Klage-
welle zu erwarten – sowohl 
von Mietern als auch von 
Vermietern. Der Berliner 
Senat hat beschlossen, dass 
der Mietenstopp rück- 
wirkend zum 18. Juni (dem 
Tag des Senatsbeschlusses) 
gelten soll. Ob dies über-
haupt zulässig ist, zählt zu 
den vielen Fragen, über die 
es zum Streit vor den ohne-
hin überlasteten Gerichten 
in Berlin kommen wird. � n

Landesregierungen wie der Berliner Senat missachten bewusst geltendes Recht, um 
Wähler zu gewinnen. Auf ohnehin überlastete Gerichte rollt eine riesige Klagewelle zu

Der Mietendeckel ist verfassungswidrig!
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